
W/o) CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 12. November 1992 

^Hndeskanzler Helmut Kohl: 
^jJjTerror der Straße nicht weichen! 

Standhaft sein gegen 
fechte und Linksradikale 
StjJJJ^B haben Politiker aller Parteien die 
geoen :,onen bei der Berliner Demonstration 
deska Aus,äl|derhaß und Gewalt verurteilt. Bun- 
Uita <J!?'er Helmut Kohl, Bundestagspräsidentin 
ster   

Ussniuth und der Regierende Bürgermei- 
übefp?11 Berl»n» Eberhard Diepgen, erklärten 
Me^

,n
h
stimmend, daß in Berlin über 300.000 

'ktfeiC
J    

e'n deutliches Zeichen gegen Auslän- 
,n«Hchkeit gesetzt hätten. 

'e k 
&eaCL awa"e der Autonomen dürften nicht größere 
erklärt

ünS finden als die Demonstration selbst, 
'gna.  ft 

er Vorsitzende des Zentralrates der Juden, 
nachd Bundeskanzler Helmut Kohl sagte 
fr'edli h" Demonstration' es hätten weit über 300.000 

erlin    6 Unc* löbliche Bürgerinnen und Bürger aus 
^Hkn^ ^anz Deutschland ^ür unsere Bundesre- 
§esagt    

eutschland demonstriert. Sie hätten ja 
chen QZ

" 
unserem Staat und zu unserer freiheitli- 

che     Un8- Zu den Ausschreitungen erklärte der 
^f dp/i,,Wir können nicht dulden, daß der Terror 
h.    cr Str-iO- • .        ... ... e$\ye      a^e in unserem Land bestimmend wird. 
^eSet^

en bin ich dafür, mit äußerster Härte des 
Ke^altS dage8en vorzugehen. Wir werden der 
?'eser T

ind dem Terror der Straße nicht weichen. 
l> nur -^ nat a^er aucn gezeigt, daß es keinen Sinn 

ber Rechtsradikalismus zu reden, sondern 
(Fortsetzung Seite 2) 
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Zitate 

Gewalt-Bilder 
Berlin ist nicht Weimar. Die Kommentato- 
ren, die die Geschichte von Weimar 
beschwören, sind in der Minderheit beim 
Blick der internationalen Presse auf die 
Ereignisse von Berlin. Auch der Vorwurf, 
den etwa die Pariser „Liberation" erhebt, 
die Demonstration gegen Ausländerfeind- 
lichkeit habe „zu spät" stattgefunden, wird 
nicht von den anderen Meinungsführern 
geteilt. Die meisten Blätter wissen zu wür- 
digen, wer in Deutschland die überwälti- 
gende Mehrheit und wer die Minderheit 
bildet. Doch es hieße, die Solidarität in 
Europa und in der westlichen Wertege- 
meinschaft zu überfordern, wollte man nun 
erwarten, das Bild, das sich das Ausland 
von uns macht, werde besser sein als das 
Bild, welches wir bieten. 

Und da sehen wir selbst nach den Krawal- 
len klarer. In Deutschland besteht nicht 
nur die Gefahr des Rechtsextremismus, wie 
uns das die Linke weismachen will, son- 
dern nach wie vor auch die des Linksextre- 
mismus und der staatszerstörenden „auto- 
nomen" Machtgier. 

Es gibt seit dem Sonntag keinen Grund 
mehr, irgendeiner extremistischen Rich- 
tung politische oder strafrechtliche Rabatte 
zu geben.       aus FAZ, 10. November 1992 

Die hohlen Sprüche 
Am Tage danach: Wie so oft in Zeiten 
Ratlosigkeit und der Betroffenheit werde 

jetzt wieder einmal die hohlen Sprüche 
geklopft. „Mit aller Härte" gegen die 
Chaoten, neue Gesetze braucht das La 

— und, was wohl sonst könnte gesunde   . 
betet werden, die Demokraten würden 
nie und nimmer der Gewalt beugen. 
Wer Hamburgs Hafenstraße toleriert.» 
sich über Berlins Lustgarten nicht wun'.. 
dem. Wer sich lautstark über einen M 
ebener Polizei-Kessel zum Schutz von s 

ben Staatschefs empört und darin höc 
Gefahr für die Demokratie wittert, s0>  ß 
jetzt nicht jammern, daß Berlins Po 'u   a 
Steineschmeißer auf Wurfnähe heran» 
Unser Land braucht keine neuen Ges " 
Es braucht einen hellwachen Bürgers"1 -t 
gegen die Gleichgültigkeit im Umg^nS 
der Gewalt. Seit eh und je haben sich 
Links- und Rechtsextremisten gegen5 

hochgeschaukelt. 
..endf. 
auch'l 

ein einziger der Berliner Gewalttäter 
Schloß und Riegel? 
Das ist es, worüber nachgedacht wer   ,- 
muß, aber nicht lamentiert werden d •  »j 

Neue Rhein-Zeitung, 11. November 

Gesetze müssen konsequent angebe1'" ^ 
werden, auch von der Justiz. Sitzt u"    .^ 

(Fortsetzung von Seite 1) 
daß der Linksradikalismus eine ebenso 
große Bedrohung ist und wir beide mit 
großer Entschiedenheit bekämpfen müs- 
sen." 
Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth 
erklärte, es gehöre zu den Lehren des 
Tages, daß die Mehrheit auch durch 
organisatorische Maßnahmen in die Lage 
versetzt werden muß, ihrem Willen Aus- 
druck zu verleihen, daß in einem freien 

Land die freie Rede ihren Platz hat- » 
wollen nicht, daß der Bundespräsi^ 
gezwungen ist, unter Polizeischutz 
reden. Eine Demonstration ist ein       .,, 
der Demokratie und keine n''^ose

hi0S' 
tion. In Berlin hat eine große GesC|Lfl. 
senheit der Demokraten stattgefu" 

Bei aller Traurigkeit über den VcT}a?t *& 
Schlußkundgebung: Angst hilft n,c n0cH 
ter. Dies sehe ich als Aufforderung* $ 
entschiedener zu handeln." 
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-<yjbgwerberzahlen steigen weiter an 

dramatische Situation 
lr* den Gemeinden 
a„S|.. undesamt für die Anerkennung 
\'bischer Flüchtlinge hat im 
weru

at Oktober 1992 48985 Asylbe- 
öje f

1* (Vormonat: 45779) registriert. 
die |^Sy,Dewerberzahl im Oktober ist 
W°Cnste bisher registrierte Asylbe- 
1992  2ahl (bisher'ge Rekordzahl Juli 
er„e 

: 4^496). An der Spitze stehen 
"ien   *^e Asylbewerber aus Rumä- 

fci 
beWe f°

,chen Herausforderung von Asyl- 
Tej|     

ern, von denen nur der geringste 
$et?e ^.;er die Asylgarantie des Grundge- 
lan •   a"^ ist kein anderes europäisches 
hat ej 

aus§esetzt. Das britische Parlament 
digt     

schärferes Asylgesetz angekün- 
ASyja 

ei1 man in diesem Jahre mit 20000 
Bun(1

nträgen rechnet — bei uns in der 
sche 

e]rePublik Deutschland sind es zwi- 
^     450 000 und 500 000 in diesem Jahr. 

fcbJ*herkunftsländer sind: 
,em. 

fr'awien 

15007 (Vormonat: 17 240) 

9402 (Vormonat: 7617) 
5 184 (Vormonat: 4669) 
2807 (Vormonat: 2053) 
1352 (Vormonat: 935) 

ndi 'er, 
3na 

1329 (Vormonat: 1054) 
1 188 (Vormonat: 1007) 
1004 (Vormonat: 774) 

902 (Vormonat: 701) 
830 (Vormonat: 711) 

'1sge      
ehemaligen Jugoslawien kamen 

'°3 aus"? 94°2 Asy|bewerber, und zwar 
^H 135!>r°atien, zwei aus Slowenien 

aus Bosnien-Herzegowina 

sowie 7 940 (= 84,5 v. H.) aus den übri- 
gen Landesteilen. 
In den zehn Monaten dieses Jahres haben 
insgesamt 368 536 Ausländer Asyl bean- 
tragt. Gegenüber der Vergleichszahl im 
Vorjahr (Januar bis Oktober 1991: 
203 321 Asylbewerber) bedeutet dies 
einen Anstieg von über 81 Prozent. 

Im Monat Oktober hat das Bundesamt 
über die Anträge von 16362 Personen 
entschieden. Anerkannt wurden 708 Per- 
sonen (4,3 v. H.), abgelehnt 11 597 Perso- 
nen (70,9 v. H.), sonstwie erledigt wurden 
die Anträge von 4057 Personen (24,8 
v. H.). 

In den Monaten Januar bis Oktober hat 
das Bundesamt über die Anträge von 
171715 Personen entschieden. Als asylbe- 
rechtigt anerkannt wurden 7 766 Perso- 
nen. Das entspricht einer Anerkennungs- 
quote von 4,5 Prozent. Abgelehnt wurden 
130357 Personen (75,9 v. H.), auf sonstige 
Erledigungen und Rücknahmen entfielen 
33 592 Personen (19,6 v. H.). 

Zu den vorgelegten Asylbewerberzahlen 
erklärte der Bundesminister des Innern, 
Rudolf Seiters: 

Ich unterstreiche noch einmal: Ohne eine 
Änderung des Grundgesetzes ist das Pro- 
blem des massenhaften Asylmißbrauchs 
nicht zu lösen. Aber Änderung des 
Grundgesetzes darf nicht nur kosmeti- 
sche Korrektur bedeuten. Ich warne des- 
halb vor Scheinlösungen und vor Formel- 
kompromissen, die nicht weiterhelfen 

(Fortsetzung auf der nächsten Seite) 
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Sozialhilfe für Asylbewerber kürze" 
bewerber und kurzfristig zur Ausreise 
verpflichtete Ausländer trotz der Kß?" 
zungsmöglichkeit nach dem geltende11 

§ 120 Abs. 2 den Regelsatz in voller 
Höhe. Dieser Personenkreis wird auf 
etwa 600.000, die durchschnittliche Ej# 
sparung durch die Neuregelung pro " .^ 
son auf 1.200 DM im Jahr geschätzt- y ' 
ergibt eine Einsparung von ca. 720 M1 

DM im Jahr. Darüber hinaus ist zu     . 
berücksichtigen, daß Einsparungen a 

bei Ausländern mit befristeter Aufen1' 
haltsgenehmigung eintreten, die a"er.'.ß- 
dings geringfügiger sein werden. Sen 
lieh wird von nicht zu unterschätzen    «,# 

Bedeutung sein, daß mit dieser Neus 
turierung der Sozialhilfe für Ausland« 
ein Teil des Anreizes entfällt, nach 
Deutschland zu kommen. Insgesamt 
daher die Annahme berechtigt, daß ^  f 

sparungen in einer Höhe von bis zu 
Mrd. DM entstehen. t 
Da ein Teil der Länder die Regelsat*8 f 
Wendungen für diesen Personenkreis 
zu 80 v.H. oder leicht darüber ersetz*' 
werden die Einsparungen vermuth0 

zur Hälfte bei den Ländern und den    j 
Kommunen eintreten. 

Die Koalitionsfraktionen haben in die- 
ser Woche einen Gesetzentwurf zur 
Kürzung der Sozialhilfe für Asylbe- 
werber auf 75 Prozent des Regelsatzes 
beschlossen. In der Begründung heißt 
es u. a.: 

§ 120 des Bundessozialhilfegesetzes, der 
Leistungen der Sozialhilfe an Ausländer 
regelt, ist seit 1982 in seinen Grundzügen 
nahezu unverändert geblieben. Seitdem 
sind die Zahlen von Ausländern, insbe- 
sondere von Asylsuchenden und solchen 
Ausländern, denen vor allem aus völker- 
rechtlichen oder humanitären Gründen 
ein gewisses Bleiberecht zu gewähren ist, 
erheblich gestiegen. Dies und daraus fol- 
gende politische und soziale Problemla- 
gen haben zu Änderungen des Ausländer- 
rechts geführt; davon wird auch die " 
Sozialhilfe berührt. Eine Änderung der 
Regelungen über Sozialhilfe an Auslän- 
der ist daher geboten. 

Die Neustrukturierung der Sozialhilfe für 
Ausländer wird zu nicht unerheblichen 
Kosteneinsparungen bei den Ländern 
und den Trägern der Sozialhilfe führen. 
In der Regel erhalten zur Zeit auch Asyl- 

(Fortsetzung von der vorherigen Seite) 

und nur Zweifel an der Handlungsfähig- 
keit des Staates nähren würden. 
Wenn sich die SPD ihrer Mitverantwor- 
tung für das Gemeinwohl entzieht und 
sich der notwendigen Grundgesetzände- 
rung verweigert, dann verhindert, ja sabo- 
tiert sie die jetzt dringend notwendige 
politische Lösung eines zentralen gesell- 
schaftlichen Problems. Sie müßte sich 
dann den Vorwurf gefallen lassen, in 

nein0' einer Bewährungsstunde unserer v ^ 
kratie versagt zu haben und den so   ^ 
Frieden in unserem Lande aufs Sp1 

setzen. 

Ein Parlament kann auf Dauer ketf* $ 
Politik gegen den erkennbaren W1' 
Bevölkerung machen. Wer die Lös   ^ 
des Asylproblems weiter aufschien'„. 
dies auch vor den Bürgern verant\v 
Eine weitere Verzögerung darf mc 

zugelassen werden. 
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anspruch haben, in ihre Länder aufzu- 
nehmen." 
Die Haltung der SPD gefährdet daher 
den europäischen Einigungsprozeß. 
Durch den Wegfall der EG-Binnengren- 
zen entstehen für die anderen EG-Staaten 
zusätzliche Risiken, wenn sich nicht-aner- 
kennungsfähige Asylbewerber über 

Formelkompromiß hilft nicht weiter 
verJ?re EG-Partner haben aus völlig 
kej glichen Gründen überhaupt 
Fr   '"Presse daran, in der Asyl- 
Öernk   ruck zu machen", erklärte 
des &   rd Sä,zer M^EP, Vorsitzender 
litju ,Ul,desfachausschusses Europapo- 
'HöDI-u CDU- Durch die Mißbrauch- 
kein     keiten in Deutschland, die in 
veJf1? anderen EG-Mitgliedsland in 
w'fd rICnDarer Weise gegeben sind, 
Vs Veu*schland durch sein eigenes 
^ese°      en praktisch zum Asyl- 
Qeh4T

e^and in der Europäischen 
^»«Schaft. 
maci sy'Zahlen im Vergleichszeitraum 
3°°0nn-dies deut,ich: bis oktober über 

^eh      ln Deutschland und nur ein 
die speidavon m Frankreich. Wenn sich 
ütid .    Weiter hinter Europa versteckt, 
Veru-lne wirksame Grundgesetzänderung 
Dp,. ndert> wird der Schaden für Cut    i     ' vvuu UCI ov-iiaucii lui 
Dje ^

c^'and international immer größer: 
Asyi * j1' der nicht-anerkennungsfähigen 
%iZ .n wird weiter dramatisch steigen. 
öejjt   '

ne Grundgesetzänderung ist 
%igS    and in der EG nicht handlungs- 
Itaijg ^ ein Asylbewerber, der z. B. in 
DeUts

n ?G"Boden betritt, aber in 
^a'ien° ^sy' beantragt, nicht nach 
)^ähr 

ZUrückgeschickt werden kann. 
'nte^60? umgekehrt, nach geltendem 
ander

at'0nalen Recht, Italien, wie jedes 
^°st\v ^and, solche Asylbewerber 
^ruHd L zurückschickt. Aus diesem 
Dritt»,  , lnden sich schon jetzt zwei 
öeut'fller EG-Asylbewerber in 

W0T
land- 

8es hilft elkompromiß des SPD-parteita- 
Nn e n-Cht weiter> so Bernhard Sälzer, 
ke>t De

r nicht die volle Handlungsfähig- 
',lJnSereDChlanc,s in der EG absichert- 
?U ^echt in der EG werden sich 
nach de 

da§egen wehren, Bewerber, die 
Genfer Konvention keinen Asyl- 

„Die SPD muß endlich auf- 
hören, die Forderung nach 
einer europäischen Asyl- 
rechtslösung als Alibi für 
eigene politische Handlungs- 
unfähigkeit zu mißbrauchen." 

Deutschland in der EG ein Bleiberecht 
verschaffen. 
„Jeder Tag, den die SPD leichtfertig ver- 
streichen läßt, ist ein Tag, der Deutsch- 
land in der EG und darüber hinaus 
schweren Schaden zufügt." 

Bauindustrie optimistisch 
„Hervorragende Geschäfte" meldeten die 
Aussteller zur Halbzeit der Bau-Fach- 
messe in Leipzig (30. 10. bis 4. 11.). Inter- 
esse und Abschlüsse seien zum Teil noch 
besser gewesen als vor einem Jahr. In den 
ersten drei Tagen kamen 46.000 Besucher 
zu der größten deutschen Baumesse, dar- 
unter auch Gruppen aus osteuropäischen 
Ländern. Die Bundesfachabteilung 
„Schlüsselfertiges Bauen" des Hauptver- 
bandes der Bauindustrie erwartet, daß 
die Zahl der fertiggestellten Wohnungen 
im nächsten Jahr trotz schwächerer Bau- 
konjunktur auf rund 400.000 gesteigert 
werden kann. 
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Rumänen können von jetzt ab 
schneller zurückgeführt werden 
Am 1. November 1992 trat das am 24. 
September 1992 von Bundesinnenmini- 
ster Rudolf Seiters und seinem rumä- 
nischen Amtskollegen in Bukarest 
unterzeichnete Rückübernahmeab- 
kommen und das am 28. Oktober 1992 
unterzeichnete Durchführungsproto- 
koll zu diesem Abkommen in Kraft. 

Der Bundesminister des Innern, Rudolf 
Seiters, gab aus diesem Anlaß folgende 
Erklärung ab: 
Die Vereinbarungen mit Rumänien sollen 
die Rückführung rumänischer Staatsan- 
gehöriger ohne gültige Pässe nach Rumä- 
nien erheblich erleichtern und beschleu- 
nigen. Auch weiterhin können rumäni- 
sche Asylbewerber erst dann nach Rumä- 
nien zurückgeführt werden, wenn das 
Asylverfahren abgeschlossen ist. Auf- 
grund der geltenden Verfassungslage 
können daran auch völkerrechtliche Ver- 
träge mit anderen Staaten nichts ändern. 

Die Vereinbarungen mit Rumänien s'n 

dennoch von großer praktischer BedeU 

tung. Immer mehr Asylbewerber beha V 
ten, keine gültigen Ausweisdokumente 

besitzen. Auf diese SchutzbehauptunS 
berufen sich inzwischen etwa 70 Proze 

aller Asylbewerber. Wesentlicher Vor1 

der Vereinbarung ist deshalb, daß °-'e 

Rückübernahme auch ohne gültige A 
weisdokumente möglich ist. In diese1" 
Fall reicht es bei rumänischen Staats^ 
gehörigen künftig aus, daß die Staats^ ,( 

gehörigkeit von deutscher Seite glauf 
gemacht wird. 

Dieses Abkommen wird seine volle 
samkeit nach der dringend notwendig 
Verfassungsänderung erzielen. Die 
Rumänen stellen die größte Asylbe^ 
berzahl mit monatlich zwischen 13-U . j- 
und 17.000 Personen bei der äußerst n 
rigen Anerkennungsquote von 0,1 *'    $ 
zent. 

418.208 unerledigte Asylanträge in Zirndon 
Beim Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge in 
Zirndorf lagen Ende September 
418.208 unerledigte Asylanträge. 
Das teilte die Bundesregierung in 
ihrer Antwort auf eine Anfrage der 
SPD mit. Wie der Bundestag weiter 
berichtete, liegt die Zahl der in 
Deutschland lebenden Asylbewerber 
nach Schätzungen der Bundesregie- 
rung derzeit bei 520.000 bis 550.000 
Personen. In der Bundesrepublik hiel- 
ten sich augenblicklich mehr als 1,4 
Millionen ausländische Flüchtlinge 
mit oder ohne Rechtsstatus nach der 
Genfer Konvention auf. Die Stellen- 

ausstattung des Bundesamtes mit 
3.600 Planstellen sei auf die Bearbei- 
tung von 210.000 Fällen pro Jahr m» 
rund 330.000 Personen ausgelegt- 
Diese Leistung wird nach den Anß 
ben aber nicht erreicht, weil die Ste^ 
len nicht voll besetzt sind. Die Aner- 
kennungsquote für Asylbewerber i 
Deutschland betrug 1991 im Durch- 
schnitt 6,9 Prozent. . 
In ganz Westeuropa beantragten n' 
Angaben der Bundesregierung irr1 

ten Jahr mehr als 545.000 Menschen 
Asyl: in Frankreich 54.813, in Groß- 
britannien 57.710, in der Schweiz 
41.629, in Österreich 27.306 und in 
Italien 23.317. 
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^igtthias Wissmann: 

J>er freie Welthandel 
darf nicht scheitern 
Päf if rein'8ten Staaten und die Euro- 
Heifr    Gemeinschaft sollten die dün- 
get, •   den.in den GATT-Verhandlun- 
ge Jetzt nicht zerreißen lassen. Die 
^|.ense»tige Ankündigung von Straf- 
Ha C

H 
Und Sanktionen läuft auf einen 

dje J?e'skrieg hinaus, den sich weder 
am»      nocn die Vereinigten Staaten 
kon-S,Chts der äußerst labilen Welt- 
ö "Junktur leisten können. 

Atl   c. ar^macher auf beiden Seiten des 
Sa     •   s sind aufgefordert, die geplanten 
an ,   0r,smaßnahmen zu unterlassen und 
ret.   

n Verhandlungstisch zurückzukeh- 
Icjj* |er jetzt glaubt, sich einen Handels- 
da 

s leisten zu können, verkennt die fun- 
hand

entale Bedeutung des freien Welt- 
Bes £'s fur Wirtschaftswachstum und 
GATrfti8ung- Nur ein Erfol8der 

f(ir j,   Runde führt zur Initialzündung 
gege 

andel und Wachstum, welche in der 
gend 

Wärt>gen Konjunkturphase drin- 
^    forderlich ist. 
brücyerble>bende Zeit für einen Durch- 
knaD 

ln den Verhandlungen ist äußerst 
Poijj-p Demessen. Gefordert ist jetzt der 
^schi     ^'"e' zum erfolgreichen 
niSci   u^ zu kommen. Der neue amerika- 
bar n

e Präsident Clinton sollte unmittel- 
fen, d

acl1 Arntseintritt die Chance ergrei- 
der'Q^rcn einen erfolgreichen Abschluß 
Sig^     'T-Verhandlungen ein positives 
Hti^      er amerikanischen Wirtschaftspo- 
?Ugle

U^etzten. Dadurch könnten 
tektio     .fürchtungen vor einem pro- 
Unis  

lsl'schen Kurswechsel der am 
'VK        

Pontik widerlegt werden. 
cher K

auf europäischer Seite ist ein deutli- 
^Urswechsel erforderlich. Es kann 

ameri- 

nicht sein, daß an nationalen Eigeninter- 
essen eines einzigen Mitgliedstaates der 
freie Welthandel scheitert und die verhee- 
renden Folgen anschließend von der 
gesamten EG getragen werden müssen. 
Die Bundesregierung muß jetzt ihr gan- 
zes Verhandlungsgewicht dafür einsetzen, 
daß die EG-Kommission eine konstruk- 
tive Verhandlunsposition einnehmen 
kann. 
Spielräume hierfür gibt es auf beiden Sei- 
ten. Die EG hat mit ihren Beschlüssen 
zur EG-Agrarreform ihre Bereitschaft zur 
Übernahme multilateraler Verpflichtun- 
gen zum Subventionsabbau signalisiert. 
Auch die Amerikaner haben bei der ins- 
besondere für Frankreich wichtigen Wei- 
zenfrage bereits Flexibilität erkennen las- 
sen. Damit ist man bei den entscheiden- 
den „Knackpunkten" vom Durchbruch 
nicht mehr weit entfernt. 

Im Osten weniger 
Krankmeldungen 
Durchschnittlich zehn krankheitsbe- 
dingte Ausfalltage pro Pflichtmitglied 
und Jahr hat der Bundesverband der 
Betriebskrankenkassen (BKK) in den 
neuen Bundesländern registriert; in West- 
deutschland waren es 26 Tage. Ein 
Krankheitsfall dauerte im Osten durch- 
schnittlich 14 Tage, in Westdeutschland 
16 Tage. Krankmeldungen erfolgten in 
den westlichen Bundesländern überwie- 
gend infolge von Bandscheibenschäden, 
Wirbelsäulenerkrankungen und Rheuma, 
im Osten vorwiegend infolge von Atem- 
wegserkrankungen. 
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Julius Louven: 

Arbeitsmarktlage verhalten 
„Eine wirtschaftliche Belebung wird 
erst nach einer längeren Durststrecke 
zu erreichen sein." Mit dieser Ein- 
schätzung beschreibt das Herbstgut- 
achten der Wirtschaftsforschungsinsti- 
tute die aktuelle und längerfristige 
verhaltene Entwicklung des Arbeits- 
marktes. Damit korrigieren die Sach- 
verständigen ihre früheren optimisti- 
scheren Prognosen. Dieser Einschät- 
zung entspricht auch die aktuelle Lage 
am Arbeitsmarkt. 

Trotz einer Zunahme der Erwerbstätigen 
in Westdeutschland um ca. 300.000, stieg 
die Zahl der Arbeitslosen leicht um 
50.000 und erreicht eine Quote von 
6,0 Prozent. 

Positiver ist die Entwicklung in den 
neuen Ländern zu bewerten, da entgegen 
pessimistischen Prognosen, wie sie natur- 
gemäß von der SPD-Opposition begierig 
aufgegriffen werden, dort ein leichter 
Rückgang der Arbeitslosenzahl festzustel- 
len ist und die Quote entsprechend auf 
13,5 Prozent zurückgegangen ist. 

Der von der CDU/CSU eindringlich 
geforderte Solidarpakt und eine modera- 
tere Lohnentwicklung sind Vorausset- 
zung für eine Erholung der Investitions- 
neigung. Letztendlich können nur stär- 
kere Investitionen, Voraussetzung für 
neue Arbeitsplätze, insbesondere in den 
neuen Bundesländern zu einer allmähli- 
chen Entwicklung zum Positiven führen. 
Bei übereinstimmender Einschätzung der 
Arbeitsmarktentwicklung ist frühestens 
im zweiten Halbjahr 1993 mit einer sol- 
chen Entwicklung zum Positiven zu rech- 
nen. Hierfür dürften unabdingbare Vor- 
aussetzungen sein: 

• Der Motor der Weltkonjunktur spri^ 
1993 an, 
• die Kapitalmarktzinsen sinken deut- 
lich, 
• die Nachfrage in den neuen Bundes'3 

dem wächst weiter, 
• die Tarifpolitik insgesamt orientiert 
sich an der angespannten Arbeitsmarkt' 
läge, . 
• die Lohnnebenkosten werden deutl'c 

zurückgeführt und 
• die Finanz- und Haushaltspolitik der 
CDU/CSU wird solide fortgesetzt. 
Bei der Bewältigung der bevorstehende 
großen Aufgaben unterstützt das Herb5 

gutachten auch den von der CDU/CSU 

eingeschlagenen Weg eines Solidarpa*' 
tes. Hierbei ist es wichtig, daß Partiku'3 

interessen zurückstehen und insbeson- 
dere in den neuen Ländern die Tarifp3 

ner durch Neuverhandlungen mit dem 
Ziel der Anpassung an die aktuellen 
Gegebenheiten des Arbeitsmarktes un 
der Konjunktur ihre grundgesetzlich 
garantierte Autonomie neuerlich leg'11' 
mieren. Die derzeitigen Überlegungen 
der Metallarbeitgeber deuten in die nc 

tige Richtung. 
Wegen der nur langfristig möglichen 
Wende am Arbeitsmarkt wird die ^u 

Arbeitsmarktpolitik für längere Zeit 'b ,5 

Brückenfunktion behalten müssen, b' 
Folge einer verbesserten Konjunktur 
mehrt Arbeitsplätze geschaffen worde 
sind. 
Mit den jetzt modifizierten ABM-Re2 
lungen kann die zukünftige Entwicklu 

am Arbeitsmarkt entsprechend den g . 
derten Rahmenbedingungen zielger'c 

abgefedert werden. Ferner wird dadu 
der gewollte Übergang vom ersten au 

den zweiten Arbeitsmarkt erleichtert 
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% SswithaVerhülsdonk: 

Bundesregierung betreibt 
deinen Sozialabbau 
j^e Mandatsträger der CDU in den 
Sjw'fiunalparlamenten werden von 
<je    

Und Grünen immer wieder mit 
CDli °rwur^ konfrontiert, die von der 
bet   ,'CSU geführte Bundesregierung 
dar     e »Sozialabbau" und se' schuld 
s0 ?"[» wenn in den Gemeinden die 
^lüff      Leistungen gekürzt werden 
Cjj|ten- Um den Mandatsträgern der 
ver. !:^rgumentationshiIfe zu geben, 
Wich •tUcht der UiD nachfo,gend die 

IW f!§sten Passagen aus der Rede von 
scheitha Verhü,sdonk> Pärlamentari- 
ste . ^taatssekretärin im Bundesmini- 
sie 

Uln für Familie und Senioren, die 
Uunrf116. November im Deutschen 
h^      ta2 zu diesem Thema gehalten 

der ,0re von der Opposition immer wie- 
bet  .^ Vorwurf, die Bundesregierung 
Wü ,   e vSozialabbau". Auch heute 

e das wieder behauptet. 

bet   'S 's* aber: Die Bundesregierung 
närnr    e'nen gewaltigen „Sozialaufbau", 
in A  

c^ den notwendigen Sozialaufbau 
den 

n Gebieten unserer Republik, in 
eine   

40 Jahre sozialistische Herrschaft 
laSse

n 2ut»efst unsozialen Zustand hinter- 
0pD   . at- Dies wird offenbar von der 
drän 

Sltl0n völlig übersehen oder ver- 

^n    ~' k'er m diesem Hause und drau- 
betr'ej, 

Ussen diesen Aufbau gemeinsam 
^Pak n' Wir wol,en deshalb einen Soli- 
Über,   -Erfreulicherweise gibt es dar- 
^oijj   eiten Konsens. Im Rahmen eines 
^üfst 

rpakts wird sicherlich alles auf den 
and gestellt werden müssen — auch 

die sozialen Leistungen einschließlich der 
Sozialhilfe. Aber Solidarität bedeutet 
ebenso, daß niemandem Sonderopfer 
zuzumuten sind — auch nicht den Sozial- 
hilfeempfängern. Ich halte zudem nichts 
von grobschlächtigen Einschnitten ins 
soziale Netz — auch und ganz besonders 
nicht in der Sozialhilfe. Gerade bei die- 
sem letzten Netz der sozialen Sicherung 
müssen die notwendigen Überprüfungen 
fachkundig und behutsam vorgenommen 
werden. 
In den letzten Tagen war häufig von den 
Regelsätzen der Hilfe zum Lebensunter- 
halt in der Sozialhilfe die Rede. Richtig 
ist, daß durch Beschluß der Ministerprä- 
sidenten — die Länder sind zuständig 
dafür — das Bemessungssystem für die 

Rede von Roswitha Verhülsdonk, Parla- 
mentarische Staatssekretärin beim 
Bundesministerium für Familie und Se- 
nioren anläßlich der Aktuellen Stunde 
im Deutschen Bundestag zum Thema 
„Pläne der Bundesregierung bei Steuer- 
erhöhungen und Einschnitten im sozia- 
len Bereich am 6. November 1992. 

Regelsätze neu gestaltet und infolgedes- 
sen die Regelsätze 1990 bis 1992 überpro- 
portional angehoben sind. Zur Kompen- 
sation dieser Mehrkosten haben die Mini- 
sterpräsidenten gleichzeitig bestimmte 
Einsparungen in der Sozialhilfe gefor- 
dert, die in einem vom Bundesministe- 
rium für Familie und Senioren erarbeite- 
ten Referentenentwurf berücksichtigt 
sind. Darüber hinausgehenden Einspa- 
rungsforderungen stehe ich ganz beson- 
ders kritisch gegenüber. 
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Wichtig ist, daß wir uns die Hauptgrup- 
pen von Sozialhilfeempfängern differen- 
zierter anschauen. Eine Gruppe hebt sich 
da sehr deutlich von den anderen ab, 
nämlich die Gruppe der Asylbewerber 
und der kurzfristig geduldeten Ausländer. 
Diese Gruppe hat sich von 1980 auf 1990 
mehr als verfünffacht — auf einen Anteil 
von etwa 27 Prozent aller Empfänger von 
Hilfe zum Lebensunterhalt — und steigt 
seitdem weiter kräftig an. Dies hat — wie 
wir wissen — vielerlei Gründe. Einer 
davon ist sicher auch, daß unsere Lei- 
stungen der Sozialhilfe eine erheblich 
bessere Existenzsicherung bedeuten, als 
die meisten Asylbewerber in ihren Hei- 
matländern zur Verfügung haben. 

Daß dies zur Einreise locken kann und 
dann sicherlich auch zum Hierbleiben 
reizt, liegt auf der Hand. 

Bei anderen Empfängergruppen sind Lei- 
stungskürzungen aber kein geeigneter 
Weg. Ich kann mir einfach nicht vorstel- 
len, daß jemand in diesem Hause die Lei- 
stungen für alleinerziehende Mütter oder 
Väter und ihre Kinder kürzen oder 
zumindest einfrieren möchte. Ich kann 
mir dies auch nicht für Rentner, insbe- 
sondere für Rentnerinnen vorstellen, 
wenn deren niedrige Altersversorgung 
durch Sozialhilfe aufgestockt werden 
muß, auch nicht für Familien, deren 
Ernährer langfristig arbeitslos oder krank 
ist. Wenn davon die Rede ist, daß alle — 
auch die Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes — einen Einkommensausgleich 
für die Preissteigerungen in den nächsten 
Jahren im Portemonnaie vorfinden sol- 
len, dann dürfen wir die Mitbürgerinnen 
und Mitbürger, die auf Sozialhilfe ange- 
wiesen sind, davon nicht aus „sparen" — 
aussparen im doppelten Wortsinne. 

Trotzdem ist einiges zu tun bei der Sozial- 
hilfe im Sinne einer kritischen Überprü- 
fung: Nämlich Strukturverbesserungen, 

die sowohl Sozialhilfeempfängern im 
Einzelfall zugute kommen als auch kurZ' 
und insbesondere mittelfristig zu nicht 
unerheblichen Einsparungen führen #ef' 
den. Ich möchte stichwortartig nur vier 
Punkte nennen: 
1. Verstärkte Hilfen zur Vermeidung un 

Überwindung von Sozialhilfebedürftig' 
keit, insbesondere durch eine individue 
lere Bearbeitung und durch gezielte Be 
tung in den Sozialämtern, die gleichze' & 
von einigen bürokratischen Wucherung 
zu entlasten sind. 
2. Eine konsequentere Reaktion an^   !a. 
brauchsfälle. Ich will die Gefahr des M>p' 
brauchs nicht unnötig dramatisieren. 
Aber es darf z. B. nicht weiterhin so se' ' 
daß die Erschleichung von Leistungen 
etwa durch vorsätzlich oder grob fahr'3 

sig falsche Angaben weithin praktisch 
folgenlos bleibt. 
3. Verbesserte Möglichkeiten, arbeits'0 

und manchmal nicht mehr arbeitsge- 
wohnte Sozialhilfeempfänger durch 
Anreize und Angebote wieder in Arbel 

zu bringen, wenn nötig — auch durch 
sanften, aber deutlichen pädagogische 

Druck. Gerade manchem jungen Men' 
sehen müssen wir seine eigene Veranf" 
tung für sein Leben zurückgeben. 
4. Für eine sinnvolle und gleichzeitig 
kostensparende Weiterentwicklung ein 

treffsicheren Sozialhilfe ist es unbedi»1^ 
erforderlich, die statistische Datenlage 

verbessern und die Forschung zu vers  ^ 
ken. Auch hier im Bundestag konnten 
bisher manche Fragen zur Statistik nU 

sehr unzureichend beantworten, 'e    -n 
Sozialhilfe darf insoweit nicht mehr e 
viel zu wenig analysiertes Feld unser 
sozialen Sicherung bleiben. 
Dies sind nur einige, wenn auch beso 
ders wichtige Stichpunkte zum Thern   e 
Sparen in der Sozialhilfe - Stichpu?K 

zu einem angemessenen, aber auf Ze 

deutlichen Sparen in der Sozialhine- 
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SenRüttgers: 

Belastungen für alle tragbar 
Cöii 
desfjn

Und CSU halten Wort: Die Bun- 

ts 
•alt f~~'iZfin »leiben stabil; der Haus- 

bl X 1993 wird nicnt aufgestockt; 
}t bei einer Steigerungsrate von 

an den ß rozent# Neue Anforderungen 
•WKV

Bundeshaushalt werden wir irc.    —•uwHduwiaii ncrueii wir 
auff  öParen und Umschichtungen 
laCL,n8en- Da es — aufgrund der 
MehJ.?Ssenden Konjunktur und durch 
Uj,j edarf für den Aufbau der neuen 
ausf * — neue finanzpolitische Her- 
Ser W   ,run8en 8'bt, haben wir in die- 
^ihou-    einstimmig entsprechende 

Iltisse gefaßt. 
\ 

?3,2 
Werden: 

%(l   r^ DM durch Streichungen im 
N)n     usha,t sparen; 1,5 Mrd. DM 
\t\$   ,.erden zum Aufbau der neuen 
ldj   

s'änder eingesetzt; 
%o <-..eitrage zur Arbeitslosenversiche- 
atiheb

Ur l993 um 0,2 Prozentpunkte 
e'nges

en' dadurch werden 2,4 Mrd. DM 
licht w art" Damit die Lohnnebenkosten 
''g dj  R

ll;er steigen, werden wir gleichzei- 
tig Q 2 D

e,trage zur Rentenversicherung 
tveitere"'°2entpunkte zurücknehmen, 
%Zli    

SPargesetze folgen; 
^eUe    

Us8leich konjunkturbedingter 
Ns on ^A        

d'e Nettoneuverschuldung 
% aJ?des zeitlich befristet auf 44 Mrd. 
Weit

anheben. 
i C|tere P 

chli nParma^nanmen werden wir 
\°n uns       wenn die Eckwerte über den 
versteti 

angestrebten Solidarpakt zur 
Jü^aus ?ü8^und Beschleunigung des 
«av on 

lrr> Osten vorliegen. Wir gehen 

,chen Seh,' ^a^ d'es ^ls zur Par'amentai"i- 
ls I9cn ußberatung des Bundeshaus- 

^eüts       
Ende November der Fall ist. 

C land ist keine Insel der Seligen 

im aufgewühlten Ozean der Weltwirt- 
schaft. Überall, auch in anderen Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft, haben 
Parlamente und Regierungen in den letz- 
ten Wochen zum Teil drastische Spar- 
maßnahmen beschlossen: 
• Belgien kürzt Leistungen in der Kran- 
ken- und Arbeitslosenversicherung und 
schränkt die Renten ein. 
• Italien spart im Haushalt 1993 umge- 
rechnet über 100 Mrd. DM und erhöht 
die Staatseinnahmen um 40 Mrd. DM. 
• In den Niederlanden gibt es Verhand- 
lungen mit den Gewerkschaften über 
einen Lohnstopp. 

Über drastische Sparmaßnahmen in den 
öffentlichen Haushalten der EG-Län- 
der berichtet MdB Jürgen Rüttgers, 
Parlamentarischer Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

• Spanien erhöht die Mehrwertsteuer 
zum zweitenmal in diesem Jahr auf jetzt 
15 Prozent. 
• Portugal entläßt Beamte und Ange- 
stellte im öffentlichen Dienst. 
Diese Sparmaßnahmen sind „nur" not- 
wendige Anpassungen an die weltwirt- 
schaftlichen Gegebenheiten. Deutschland 
trägt darüber hinaus die Erblast aus 40 
Jahren Sozialismus. Gemessen daran sind 
die bereits von uns getroffenen und noch 
zu treffenden Sparbeschlüsse maßvoll. 
Niemand wird in unzumutbarer Weise 
belastet. Trotzdem erhebt sich ein dröh- 
nendes Geschrei der Besitzstandswahrer 
und Neinsager — allen voran die SPD. 
Ihnen sei gesagt: Wer jetzt nicht spart, 
setzt die Zukunft Deutschlands aufs 
Spiel! 
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Führende SPD-Politiker übten 
Kritik im Seeheimer Kreis 
Mit mildem Spott hat Rudolf Schar- 
ping von einem ihm zugetragenen 
Papier berichtet, die Ausgabe-Forde- 
rungen der SPD-Bundestagsfraktion 
seien nur zur Hälfte von deren Einnah- 
mevorschlägen gedeckt. „Eine Partei 
gewinnt in Deutschland keine Wahlen, 
wenn sie wirtschaftspolitisch nicht 
kompetent ist", sagte der rheinland- 
pfälzische Ministerpräsident den Mit- 
gliedern des „Seeheimer Kreises". 

„Regierungsfähigkeit" ist das Leitthema 
des Jahrestreffens der „Seeheimer" in 
Bonn gewesen, und deshalb zollten sie 
Scharping Beifall. Josef Vosen, seit 1984 
Bürgermeister von Düren, trägt ihnen 
seine Sicht über das Petersberger Pro- 
gramm vor. 13 kostenträchtige Forderun- 
gen würden dort erhoben. Zu prüfen sei, 
ob die bezahlt werden könnten. Vosen 
spricht von „Leipziger Allerlei", mit dem 
die SPD wirtschaftspolitische Kompetenz 
nicht erwerben könne. Die Finanzierung 
von „Petersberg" sei „zwingend", wolle 
die SPD „regierungsfähig" werden. In 
einem kursierenden Papier zum Vor- 
standsbeschluß war Vosen deutlicher 
geworden. „In den Sachaussagen werden 
finanzwirksame Ankündigungen 
gemacht. Die Kosten dieser Maßnahmen 
sind jedoch an keiner Stelle genannt." 

Die Analyse Vosens stößt bei den Sozial- 
demokraten auf vielfältigen Zuspruch. 
Auch Mitglieder der SPD-Führung halten 
das Finanzierungskonzept des Parteivor- 
standes für die eigentliche „Schwach- 
stelle". 

Die SPD „regierungsfähig" zu machen, 
ist ein Stichwort der „Seeheimer". Sie 
stimmten dem Fraktionsvorsitzenden 

Klose zu, die Konzepte der SPD müß|eJ1 

auf eine „Realisierung abzielen". Lel<j. 
gebe es in der SPD „zwei unterschied 
ehe Wirklichkeiten", sagte Klose. Am 
liebsten habe die SPD die „Programm- 
wirklichkeit", wichtiger aber sei die 
„wirkliche Wirklichkeit". Es müsse deJJ 
lieh werden, daß die SPD nicht für &* 
selbst, sondern für die Menschen exi- 
stiere. 

Es gehört zum Konsens der „Seeheim   j 
daß der Mittelbau der SPD für den W 
der Partei verantwortlich sei. Der,." 
giertenkörper" müsse wieder der Ml£' 
gliedschaft entsprechen, sagte Fiona 
Gerster, einer der Bezirksfürsten auS 

Rheinland-Pfalz. Er sei erstaunt gew esc«1 

wie weit selbst in bodenständigen Bez'f 

ken die Delegierten von den Problem 
der Bevölkerung entfernt seien. .* 

(•»FAZ,**t 

Zitat 

Wehners Warnung 
Herbert Wehner, damals SPD'  .y 
Fraktionsvorsitzender, sagte a1" 
Februar 1982 in einer Sitzung <*e 

Parteivorstands: „ Wenn wir uns 
weiterhin einer Steuerung desy 
problems versagen, dann werde 
wir eines Tages von den Wähle 
auch unseren eigenen, weggeje° ',e 

Ich sage euch — wir sind am & 
mitschuldig, wenn faschistisch 
Organisationen aktiv werden • ^ 

Die Welt, 11. November» 



§Ü£UNGSPOLITIK UiD 35/1992  •  Seite 13 

N. 2£bert Lammert: 

im Osten findet 
teder einen Ausbildungsplatz 
I992/Q ,n-n des AusD>ldungsjahres 
biij    3 ist die Situation auf dem Aus- 
lj|n .n8splatzmarkt auch in den neuen 
Und 0![

n.'n Jeder Hinsicht beachtlich 
Onl rneblich besser als dies die 

^irufe der SPD noch vor kurzen 
Arbl:f2eiten- Nach der Statistik der 
Pro 

Sbl     nva,tung standen Ende Sep- 
chen 

r l200 unvermittelten Jugendli- 
ch n°ch über 3.200 unbesetzte Lehr- en 

en gegenüber. 
Ne^en H- 
gibt es  /

esem statistischen Ausgleich 
rür,ge 

aber auch strukturelle Verbesse- 
rn" : D>e betrieblichen Ausbildungs- 
'8 p    Slr>d gegenüber dem Vorjahr um 
gen • 2ent auf insgesamt 95.100 gestie- 
AFQ ^gegenüber ist die Zahl der nach 
'en vQn ,

0rderten außerbetrieblichen Stel- 
8esunk      00° (I991) auf rund 20-000 

k°n Pfi^' Bei einem begrenzten Anteil 
Sieb     ern in westliche Ausbildungs- 
zeit v

e lst damit in erstaunlich kurzer 

unserer 

-w[ y * "u"iii in cisiauiiiicii Kui^er 
eTeic. n nurzwei Jahren ein Ergebnis 
JerUf  ' das den erklärten Zielen unse 

n8so    • ngspolitik entsPricht: Ausbil- 
detn V0

Weit wie mö8lich "zu Hause" mit trieb|j0,rrang betrieblicher vor außerbe- 
bie^    er Ausbildung. 
0?deuu tn Zeigen im übri8en' daß die 
Che Bed       Wirtschaft erkannt hat, wel- 
S Fa Jytung die Ausbildung des eige- 
ap... a»-nkr-" 

In 

p. "i rapUi   —6 riuaunuuiig Uta c 

i et|iebe    äftenachwuchses für die 
n§h?. ^nd die wirtschaftliche Entwick- 

. ;1i AUJH    
den Zahlen kommt zugleich 

jHe jn 7"ück> daß die Ausbildungsbe- 
^ in H•   •! neuen Ländern mit Optimis- 
Jleich    e Zukunft blicken. 
»erbeSs °

hl müssen Bemühungen zur 
%ft u!",Ung der Ausbildungsbereit- 

nd Ausbildungsfähigkeit der 

Betriebe in den neuen Ländern unvermin- 
dert fortgesetzt werden, weil 1993 mit 
einer nochmals steigenden Anzahl von 
Ausbildungsplatzbewerbern zu rechnen 
ist. 

Auch für die neuen Länder gilt, daß die 
berufliche Bildung insgesamt attraktiver 
werden muß. Der in den alten Ländern 
bereits eingetretene und in den neuen 
Ländern zum Teil schon erkennbare 
Mangel an Bewerbern für Ausbildungs- 
plätze macht neben der weiteren Moder- 
nisierung der Ausbildung und der Lehr- 
und Lernmethoden vor allem eine stär- 
kere Differenzierung der beruflichen Bil- 
dung nach den individuellen Neigungen, 
Fähigkeiten und Leistungsmöglichkeiten 
der Jugendlichen erforderlich, um die 
Begabungsreserven von Jugendlichen, die 
bislang ohne Berufsausbildung blieben, 
besser ansprechen zu können und um den 
Leistungsstärkeren eine attraktive Alter- 
native zum Gymnasium in der berufli- 
chen Bildung bieten zu können. 

Die 1991 begonnene Begabtenförderung 
Berufliche Bildung des BMBW ist ein 
wesentlicher Beitrag zur Herstellung der 
Gleichwertigkeit von beruflicher und all- 
gemeiner Bildung. Dabei spielt auch die 
Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten 
für beruflich besonders Qualifizierte an 
vor allem Fachhochschulen und Universi- 
täten eine wichtige Rolle. Desweiteren 
müssen wir das Berufsbildungssystem 
„europafähiger" machen. Dabei wird es 
insbesondere darauf ankommen, auch in 
der beruflichen Bildung Fremdsprachen 
stärker als bisher zu verankern, deren 
Fehlen sich als die eigentliche Freizügig- 
keitsbarriere im Europäischen Binnen- 
markt erweisen könnte. 
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Paul Hoff acker: 

Verhängnisvoller 
Entwicklung 
entgegenwirken 
Das Gesundheits-Strukturgesetz ist 
eines der Gesetze, das von der allge- 
meinen Überzeugung getragen wird, 
daß etwas geschehen muß. Streit, und 
zwar heftiger Streit, besteht nur über 
die Frage, was geschehen muß. 

Die finanzielle Lage in der gesetzlichen 
Krankenversicherung in Ost und West ist 
alarmierend. Einnahmen und Ausgaben 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
driften weiter auseinander. Im ersten 
Halbjahr 1992 betrug die Steigerung der 
Ausgaben 10,6 Prozent, die Steigerung 
der Einnahmen demgegenüber nur 4,4 
Prozent. Der durchschnittliche Beitrags- 
satz in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung in den alten Ländern hat zum 
1. 10. 1992 erstmals den Spitzenbetrag 

von 13,1 Prozent erreicht. Dennoch 
erwarten wir in diesem Jahr ein Defiz' 
von über zehn Mrd. DM. Auch in den 
neuen Ländern ist nach anfänglichen 
Überschüssen die defizitäre Entwickle 
vorprogrammiert. 
Wir haben über unsere Verhältnisse 
gelebt. Das Anspruchsdenken aller am 
Gesundheitswesen Beteiligten über- 
wuchert die realen Zahlungsmöglichk 
ten. Die Spannung von Eigenverant^ 
tung und Solidarität wird durch me?'Z'f. 
nisch nicht notwendige Leistungen üD 
strapaziert. 
Dieser Entwicklung muß in dreifach 
Weise entgegengewirkt werden: 
• durch Sofortmaßnahmen, 
• durch Strukturmaßnahmen ,. 
• und eine neue Bestimmung der Se 
Verantwortung von Patienten, Ärzten. 
Zahnärzten, Apothekern, Arzneimitfe 

herstellern sowie der Selbstverantwof 
tung der Versicherten. 
Es kann nicht angehen, daß der unge   p 

bremste Zugriff auf das Geld der Ms 

noch weiter beschleunigt wird. ^) 
(s. auch Dokumentation im UiD 31' 

Die wichtigsten Beschlüsse des Düsseldorfer Parteitage; 
• Wir gewinnen mit Europa. Beschlüsse zur Europapolitik. 
Bestell-Nr. 5559. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare. 
Preis je Mindestabnahme: 14,— DM. 
• Gemeinsam handeln für Deutschland: Vorfahrt für den Aufbau Ost. 

Mit der Einführungsrede von Wolfgang Schäuble. 
Bestell-Nr. 5560. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare. 
Preis je Mindestabnahme: 14,— DM. 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328 
4804 Versmold, Fax (05423) 41521 
Preise zuzüglich MwSt. inklusive Versand 
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|hell-Studie „Jugend 92": 
Klare Absage an Gewalt 
> Ergebnis der Shell-Studie 

der A 
nd ?2" erklärte die Vorsitzende 

(U ^eitsgruppe Frauen und Jugend 
Cla JPU/CSU-Bundestagsfraktion, 
h9   

la Nolte: Die Stimmung der 
8runld,ichen in Deutschland ist 
im Vv Sätzlich optimistisch. 71 Prozent 
Ost   sten unc* S08ar 76 Prozent im 

die ? Senen «eher zuversichtlich" in 
"en ^* «Jugendliche aus den 
SJCL 

n."Undesländern unterscheiden 
|(a  

n,cht wesentlich von ihren Alters- 
che l iraden im Westen' aDer beachtli- 
che   i)

terschiede gibt es zur Jugendli- 
S^L ^rundstimmung vor 10 Jahren. 
da'

e,J doch 1981 fast 60 Prozent der 
deutÜ? 15 bis 24 Jahre alten West- 
*uk 
Ei 

Utschen „eher düster" in die 
unft. 

iit^ <^e'1 in Frieden, frei von Kriegen 
*Uße    nflikten hat für Jugendliche 
WUn

rSte Dichtigkeit. Erfreulich ist der 
n nach „wahrer Freundschaft" und wejt 

und unacn der „Freiheit des Denkens 
^ndelns". 

Men   '
äre Sicherheit" gehört bei jungen 

*enn      n (im °sten s°Sar bei 73 Pro" 
^aChfU den wichtigsten Werten. Hier 
0ebQ 

s'cn ein starkes Bedürfnis nach 
Senheit und Sicherheit bemerkbar. 

stün   ^''-Studie bestätigt auch die Lei- 
64 p^bereitschaft der heutigen Jugend. 
^n^5nt Verjüngen Frauen in den 
Ufw    Undesländern wollen in ihre en ihrem 
Schwe "etvvas leisten, auch wenn das oft 
für56

rund mühsam ist". Dasselbe gilt 
chen j   r°2ent der männlichen Jugendli- 
*ent d

n 0stdeutschland sowie für 55 Pro- 
per ju^r Jungen Männer und 52 Prozent 

§en Frauen im Westen. 

98 Prozent aller Jugendlichen in Deutsch- 
land im Alter von 13 bis 29 Jahre lehnen 
die Anwendung von Gewalt gegen Perso- 
nen oder die Beschädigung fremden 
Eigentums ab. Nach den gewalttätigen 
Ausschreitungen der letzten Wochen und 
Monate ist zu hoffen, daß die Jugendfor- 
scher, die eine weitgehende friedliebende 
Jugend ausmachten, Recht behalten und 
die schweigende Mehrheit der jungen 
Menschen und die Gesellschaft insge- 
samt der gewaltbereiten Minderheit 
offensiv entgegentritt. 
Die neueste Shell-Studie bestätigt das 
große Interesse junger Menschen in 
Deutschland an Politik, aber auch die 
Ablehnung der konventionellen Formen 
parteipolitischer Partizipation. 81 Prozent 
im Westen und 84 Prozent im Osten füh- 
len sich „von Politikern betrogen". Die 
Gefahren dieses Vertrauens — und 
Glaubwürdigkeitsverlustes von Politikern 
dürfen nicht unterschätzt werden. 
Daß gerade die Jugendlichen, die man 
gemeinhin als politischen Führungsnach- 
wuchs bezeichnet, die üblichen Formen 
der politischen Teilnahme ablehnen, ist 
eine Gefahr für den notwendigen Inter- 
grationsprozeß in unserem politischen 
System und eine Herausforderung an die 
demokratischen Parteien dieses Landes. 
Über neue Formen politischer Arbeit ist 
schon viel gesprochen und geschrieben 
worden. Daneben erwarten Jugendliche 
auch politische Visionen. Die Verwirkli- 
chung der inneren Einheit Deutschlands, 
Europa, die Entschärfung des Nord-Süd- 
Gegensatzes, die Bewahrung der Schöp- 
fung sind reale Visionen, für die es lohnt, 
sich politisch zu engagieren. 
Dazu müssen sich die Parteien aber auch 
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öffnen und jungen Leuten die Chance 
geben, sich zu artikulieren. Möglichkei- 
ten der politischen Gestaltung sollen 
deutlich werden. Dazu bedarf es politi- 
scher Zielvorgaben, die von der Verwal- 
tung umgesetzt werden, und nicht einer 
Politik, die nur noch das „zu verkaufen" 
hat, was die Verwaltung erdachte. 
Der freiheitlich-demokratische Rechts- 
staat lebt vom Mitdenken und Mittun der 
Bürgerinnen und Bürger. Unser Ziel 
sollte es sein, schon jungen Menschen die 
Erfahrung zu vermitteln, gebraucht zu 
werden, gefragt zu sein, mitwirken zu 
können. Deshalb erneuere ich meinen 
Vorschlag, in Städten und Gemeinden 
Jugendgemeinderäte von den 12- bis 
18jährigen wählen zu lassen. Dieses Gre- 
mium hätte zwar letztlich nur beratende 
Funktion, könnte aber im kleinen zeigen, 
wie parlamentarische Demokratie funk- 
tioniert. Bisherige Erfahrungen sprechen 
für die Nachahmung dieser Idee. • 

Christian Wulff 
zum Spitzenkandidaten 
vorgeschlagen 
Der 33jährige Rechtsanwalt und 
CDU-Fraktionschef im Osnabrücker 
Stadtrat, Christian Wulff, soll im 
Landtagswahlkampf 1994 als CDU- 
Ministerpräsidentenkandidat gegen 
den Amtsinhaber Gerhard Schröder 
antreten. 

Dieses ist das wichtigste Ergebnis einer 
fünfstündigen Marathonsitzung des 
CDU-Landesvorstandes. Wulff soll end- 
gültig von einem Landesparteitag am 
30. Januar 1993 nominiert werden. 
Jürgen Gansäuer, Fraktionsvorsitzender 
im Landtag, hatte seine Bewerbung 
zurückgezogen, um „der Partei eine Zer- 
reißprobe zu ersparen". I 

Innenausschuß: 
Nur drei Wahlkreise 
verändert 
Der Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages hat beschlossen, Wahl' 
kreisänderungen grundsätzlich nur 
aufgrund zwingender gesetzlicher V 
Schriften vorzunehmen. Danach wer' 
den nun nur die Wahlkreise Munch« 
Mitte, Ostallgäu und Odenwald ver» 
dert; in Berlin soll eine kleine „Gre 
bereinigung" erfolgen. 

Damit weicht der Innenausschuß v0   .„ 
Vorschlägen der vom Bundespräsiden 
ernannten Wahlkreiskommission ab- 
Kommission hatte vorgeschlagen, im 
Bundesgebiet 32 Wahlkreise zu ändert1- 
Außerdem sollten Brandenburg un .. 
Nordrhein-Westfalen auf einen Dire* 
kreis verzichten. 
Gesetzliche Grundlage dieser Vorseht 
ist das Bundeswahlgesetz, wonach he 
einer Abweichung von +/— 33'/2 Pt    •, 
zent des Einwohnerdurchschnitts (^ 
226.000) ein Wahlkreis geändert wer^ ^ 
muß. Bei einer Abweichung von + ' 
Prozent sollte ein Änderung erfolge11- 
Wahlkreisänderungen waren danaen    , 
in den oben genannten Kreisen zwifle 
erforderlich. Nach Meinung desjnn    .. 
ausschusses sollen vor weiteren And    . 
gen erst anstehende kommunale Neu 
nungen in den jungen Bundesländer 
abgewartet werden. Damit keinem »* 
desland irgendein Nachteil entsteht, 
eine gründliche Vorarbeit notwendig- 
Der Änderungszeitraum bis zum 1"    jcf 
August 1992 (32 Monate nach Beging. 
Wahlperiode des 12. Deutschen Bufl» 
tages; frühester Termin für die Au'S 
lung von Bundestagskandidaten)ist    zu 
jedoch für eine umfassende Ändern     j 
kurz. 
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^insabschlag bei Sportvereinen 
W ? ^usw'rkungen der Neurege- 
vere"      Zinsbesteuerung für Sport- 
SWC erk,ärte der Parlamentarische 
der j?.Sse^retär beim Bundesminister 

Di 
»anzen, Joachim Grünewald: 

orjn   e^regelung der Zinsbesteuerung 
Schaf       gemeinnützige, von der Körper- 
And 

tsteuer befreite Sportvereine keine 
sici)

e^Un8 der bisherigen Rechtslage mit 
Verp. ezieht ein solcher gemeinnütziger 
niCL'? Kapitaleinkünfte und fallen diese 
trieb d   wirtschaft,ichen Geschäftsbe- 
abSci .es Sportvereins an, so ist ein Zins- 
en v     grundsätzlicn nicht einzubehal- 
K0n Aussetzung dafür ist, daß das 
uncj ,° auf den Namen des Vereins lautet 
dur ,leser gegenüber dem Kreditinstitut 
dige   ^jne Bescheinigung seines zustän- 
v°n d      anzamts nachweist, daß er eine 
rjok. er Körperschaftsteuer befreite Ein- 
t   

tUng ist. 
rfÜlIt H 

Qläüb.er gemeinnützige Verein als 
auSset

lger der Kapitalerträge diese Vor- 
%rt[ 2;ZUngen' so wird onne Höchstgrenze 
j-      lnsabschlag Abstand genommen. 

Vej e'if ^portgruppen, die sich nicht als 
äücb  .narjen eintragen lassen und die 
s'l(j   •'      a's gemeinnützige anerkannt 

^füiu J
t.f0'8endes: 

'«lltdi e freie Sportgruppe die Voraus- 

s^r si:.at2Un8» Vorstand etc.), so kann die- 
ins rc      emes nicht eingetragenen Ver- e'n 
VI S«: "ö»   T v/iaiaiiu. tiv._;, au ivauii ui 

'Ung nem Kreditinstitut einen Freistel- 
len aUftrag bis zur Höhe von 6.100 DM 
\ J.*n diesem Fall wird der Steuer- 
n°lim     ZU dieser Hone nicnt vorge- 
ht en- Voraussetzung ist aber, daß das 
^Umj-auf den Namen des Vereins als 
b     lger der Kapitalerträge lautet. 

Porto       SIcn hingegen bei der freien 
S^me

rUppe um einen losen Personenzu- 
nschluß, so ist eine Abstandnahme 

vom Zinsabschlag und die Erteilung 
eines Freistellungsauftrages nicht mög- 
lich. Eine solche freie Sportgruppe besitzt 
keine eigene Rechtsfähigkeit und -Per- 
sönlichkeit. Gläubiger der Kapitalerträge 
sind daher alle Mitglieder dieser freien 
Sportgruppe. Die Zurechnung der Kapi- 
talerträge ist steuerrechtlich von Bedeu- 
tung und fällt in die Zuständigkeit der 
Finanzverwaltung, sie geht damit über 
die Aufgaben der Kreditinstitute als 
Zahlstellen im Sinne des Zinsabschlagge- 
setzes hinaus. Da es sich bei dem Zinsab- 
schlag lediglich um eine Vorauszahlung 
auf die Einkommensteuer handelt, die im 
Rahmen der Veranlagung auf die Ein- 
kommensteuerschuld angerechnet wird, 
können die Mitglieder dieser Sportge- 
meinschaft den Zinsabschlag, der auf 
ihren Anteil an den Einnahmen aus dem 
Kapitalvermögen entfällt, im Veranla- 
gungsweg als Vorauszahlung auf ihre 
Einkommensteuerschuld geltend machen. 
Grundsätzlich ist dazu eine gesonderte 
Feststellung der einkommensteuerpflich- 
tigen Einkünfte erforderlich. Verzichtet 
das Finanzamt darauf wegen geringer 
Bedeutung des Falles, so genügt es, wenn 
die Mitglieder ihrer Einkommensteuerer- 
klärung die Steuerbescheinigung des Kre- 
ditinstitutes beifügen und ihren Anteil an 
den Kapitaleinkünften angeben. • 

Offene 
Arzneimittelmärkte 
Die EG-Staaten wollen der nationalen 
Abschottung der Arzneimittelmärkte von 
1995 an ein Ende bereiten. Damit würde 
auch der Praxis deutscher Unternehmen 
ein Ende gesetzt, die teilweise für das- 
selbe Medikament in Deutschland 
wesentlich höhere Preise verlangen als im 
Ausland. • 
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Im Mittelpunkt: Der Standort 
Bremens im vereinten Europa 
„Standort Deutschland — Wir gewin- 
nen mit Europa": Unter diesem Motto 
stand der außerordentliche Landespar- 
teitag der CDU Bremen. Einstimmig 
verabschiedeten die knapp 200 Dele- 
gierten ein „20-Punkte-Programm" 
zur Außen- und Sicherheitspolitik 
sowie zur künftigen Rolle Bremens in 
Europa. 

Dessen zentrale Inhalte sind: 
• Die Vollendung der inneren Einheit 
Deutschlands und die Einigung Europas 
gehören zusammen. 
• Das Subsidiaritätsprinzip garantiert 
Bürgernähe sowie nationale und regio- 
nale Vielfalt. 
• Sicherheitspolitik in Europa bleibt auf 
eine transatlantische Partnerschaft ange- 
wiesen. 
• Deutschland muß sich an Frieden 
sichernden Aktionen und an Maßnahmen 
zur Wahrung und gegebenenfalls zur 
Wiederherstellung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit beteiligen. 

„Wir sind die einzige Partei in Bremen, 
die sich diesem Thema derzeit stellt", 
betonte CDU-Landeschef Bernd Neu- 
mann, zugleich Parlamentarischer Staats- 
sekretär im Bundesforschungsministe- 
rium. Der Parteitag sei als Abschluß der 
breitangelegten Herbstaktion, die in den 
zurückliegenden Wochen knapp 5.000 
Besucher in Bremen und Bremerhaven 
anlockte, zu sehen. 

Bremens Selbständigkeit müsse auch im 
Vereinten Europa bewahrt werden. In 
diesem Zusammenhang stellte Bernd 
Neumann dem amtierenden Ampel-Senat 
schlechte Noten aus. Die entscheidenden 
Weichenstellungen, die dazu auf wirt- 
schaftlicher und politischer Ebene zur 

Vorbereitung des EG-Binnenmarktes 
sowie der neuen politischen Herausfc>r 

rungen notwendig seien, stünden in de 
Freien Hansestadt weiter aus. 

Eine Minderheiten-Charta für Europa 
forderte György Csoti, stellvertretende 
Vorsitzender des Auswärtigen Ausscn 
ses im ungarischen Parlament. Wenn 
Minderheitenproblem nicht gelöst we 
gäbe es in Europa bald wieder einen    , 
„Eisernen Vorhang". Csoti, der Mitg" 
der Regierungspartei „Ungarisches 
Demokratisches Forum" (UDF) ist, reg 
die Aufnahme der jungen Demokrat^ 
Ost- und Südosteuropa in die Europa' 
sehe Gemeinschaft an. Die Bundeswen 
solle an Blauhelm-Einsätzen teilnehrn 
falls die Verfassung dies zulasse. Da' 
sprach sich der Inspekteur des Heere 
Generalleutnant Helge Hansen, aus- 
Wenn sich nach dem Umbruch in Ze 

traleuropa Konflikte an den Rand de 
Kontinents verlagerten, sollte Deutsc   ^ 
land den Verbündeten helfen, deren 
es über 40 Jahre in Anspruch genom 
habe. 
Als Chance für Bremen bezeichnete 
Jürgen Krumnow, Vorstandsmitglied 
Deutschen Bank, die geplante Nord- 
erweiterung der Europäischen Gem 
schaft. Die Sanierung der Bremer Sta 
Finanzen sei die unverzichtbare Vora 
setzung für eine starke Position der 
Freien Hansestadt in Europa. Der a     , 
politische Sprecher der CDU/CSU-   )f, 
destagsfraktion, Karl Lamers, und       ^ 
gang Altenburg, General a. D., rete 
in den Arbeitskreisen zu den Them 
„Politische Union Europa" und "R1 jtte 
neue Rolle der Bundeswehr". Der 
Arbeitskreis beschäftigte sich mit de 
„Standort Bremen im gemeinsamen     f 
Markt". 
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Neu im Angebot 

CDU extra 
u- a. mit einer Bilanz 
J°n 10 Jahren Bun- 
^skanzler Helmut 
£°hl ist Anfang Okto- 
°erandieCDU-Kreis- 
erbände ausgeliefert 

Worden. 
^Usätzliche Bestellun- 
gen sind beim IS-Ver- 
pndzentrum, Post- 
al 328, 4804 Vers- 
^0|d, möglich. 
°este||-Nr.:2543 
P^Packungseinheit: 
gü Exemplare 
• re's pro Verpak- 
Äseinheit: 22,50 

&e«     Knadel mit Europa-Signet 

Preis: Stabnahme: 25 Expl. 
Je 25 Stück: 27,50 DM 

• Europa von A bis Z 
Bestell-Nr.: 5514 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis je 50 Stück: 24,— DM 

• Europa-Rahmenplakat DIN A1 
Bestell-Nr.: 8481 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis je 50 Stück: 25,— DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328, 4804 Versmold 



Seite 20  •   UiD 35/1992 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Neu im Versandzentrum: 
die „Europa-CD" 

Eine CD mit 15 Klassikern 
aus ganz Europa, u. a. mit 
Werken von Mozart, 
Beethoven, Vivaldi, Chopin, 
Tschaikowsky und Bach. 

Bestell-Nr.: 9544 
Mindestabnahme: 1 Stück 
Preis je Mindestabnahme: 6,40 DM 
inklusive Versand zuzügl. MwSt. 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328,4804 Vers mo|d 
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